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Stellungnahme zum Fragenspektrum „Genehmigungsverfahren“ der 

Enquetekommission III „Wasser in Zeiten der Klimakrise“ 

 

Zur Durchführung von Maßnahmen und Projekten sind Genehmigungsverfahren hinsichtlich 

Kosten und Terminen aber auch Rechtssicherheit von essenzieller Bedeutung. Die Dauer 

und Komplexität von Genehmigungsverfahren hat in den letzten Jahren deutlich 

zugenommen und hat somit Auswirkungen auf die Zahl der Projekte, die mit den 

vorhandenen Ressourcen umgesetzt werden können. 

Versorgungssicherheit, Hochwasserschutz und Gewässer in einem guten Zustand 

beziehungsweise mit gutem Potenzial sind gesellschaftlich relevante Themen, die immer 

mehr in den Fokus geraten und angesichts des Klimawandels schnelle Lösungen erfordern. 

Langwierige, komplexe Genehmigungsverfahren stehen in einem Widerspruch zur 

Erwartungshaltung, Maßnahmen zeitnah umzusetzen. 

Der Behandlung dieses Fragenspektrums wird große Bedeutung beigemessen. 

 

1. Wie schätzen Sie den Stand der Genehmigungsverfahren aktuell ein? Ist die Frage 

der Genehmigungen aktuell ein Engpass für Investitionen im Wassersektor?  

Der Stand der Genehmigungsverfahren stellt aktuell durchaus einen Engpass für 

Investitionen im Wassersektor dar. Selbst unterjährige Projekte mit begrenztem Umfang 

werden durch die Verfahren häufig um mehr als sechs Monate verzögert. Diese 

Verzögerungen erschweren die Planbarkeit von Investitionen erheblich – selbst dann, wenn 

zwingende Gründe und öffentliches Interesse vorliegen. Die notwendige Umsetzung 

wichtiger Vorhaben wird dadurch gebremst, was sich negativ auf die Investitionsbereitschaft 

und -fähigkeit im Sektor auswirkt. 

Komplexe, sich teils widersprechende rechtliche Rahmenbedingungen stellen 

Maßnahmenträger wie Genehmigungsbehörden gleichermaßen vor Herausforderungen, 

rechtssichere Verfahren durchzuführen. Die Zahl der beizubringenden Gutachten steigt vor 

diesem Hintergrund immer mehr an und damit auch die Zeit für die Gutachtenerstellung, die 

Vergaben für diese sowie die Bewertung und Berücksichtigung der Ergebnisse in der 

Planung. 

 

2. Welche Erfahrungen haben Sie in den letzten Jahren mit Genehmigungsverfahren im 

Bereich der Wasserwirtschaft gemacht – und wo erleben Sie konkret Verzögerungen oder 

unnötige Komplexität? Sind die Genehmigungsverfahren aus Ihrer Sicht vergleichbar oder 

liegen die zeitkritischen Genehmigungsschritte bei jedem Verfahren an anderer Stelle?  

Insgesamt haben die Verfahren an Komplexität zugenommen. Die Dauer der Verfahren steht 

häufig in keinem adäquaten Verhältnis zum Sachverhalt, wobei die Ursachen hierfür höchst 

unterschiedlich sind. Mangelnde Transparenz und unklare Zuständigkeiten sind genauso 

Treiber für lange Verfahrensdauern wie nicht hinreichend definierte Anforderungen an 

einzureichende Unterlagen oder nicht vorhandene Ortskenntnisse. 
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Bei Planfeststellungsverfahren scheint es mitunter, als ob im Verfahren keine Abwägung der 

Interessen der Verfahrensbeteiligten erfolgt, sondern vielmehr der Vorhabenträger durch 

Berücksichtigung aller Einwände ein möglichst rechtssicheres Verfahren ermöglichen soll. 

Bei sich widersprechenden Einwänden läuft dies ins Leere, so dass das Verfahren sich in die 

Länge zieht. 

Beispielhaft wäre hier ein Verfahren für eine Maßnahme am Gewässer in einem 

Naturschutzgebiet zu nennen. Im Verfahren widersprach die Naturschutzbehörde 

nachvollziehbar aus ökologischen Gründen einer Maßnahmendurchführung in der 

Sommerzeit, der Hochwasserschutz jedoch widersprach dem Vorhaben im Winter wegen 

Hochwassergefahr. 

Weiterhin ist zu beobachten, dass die Anzahl der beizubringenden Gutachten und die 

Anforderung an deren Inhalte steigen. Vielfach kommt es zu Nachforderungen, die eine 

grundlegende Überarbeitung der Planung erfordern - teilweise aufgrund erneuter 

Nachforderungen. 

Fehlende Abwägung der Interessen durch die federführende Behörde, Sorge vor einer Klage 

gegen einen Beschluss, sich während eines Verfahrens - auch aufgrund der Dauer eines 

Verfahrens - ändernde Rechtsvorschriften und daraus resultierende notwendige Änderungen 

der Planung können Grund für eine lange Verfahrensdauer sein. 

Da die zum Zeitpunkt der Erteilung einer Genehmigung gültigen Rechtsnormen anzuwenden 

sind, ergeben sich mitunter aufgrund eines langen Verfahrens neue Regelungen, die dann 

ebenfalls zu begutachten sind. Dies führt zu einer weiteren Verlängerung im Verfahren. 

Gleichzeitig gibt es viele positive Beispiele, bei denen mit einer kurzen oder zumindest 

vertretbaren Verfahrensdauer Verfahren durchgeführt und Genehmigungen erteilt werden. 

Erfahrungen zu Genehmigungen im Zusammenhang mit der Dürrelage im Jahr 2025 

(Reduzierung der Niedrigwasseraufhöhung aus den Brauchwassertalsperren) sind äußerst 

positiv. Notwendige Bescheide wurden schnell und nachvollziehbar geregelt. 

Dies zeigt, dass ein Verfahren nicht grundsätzlich lange dauern muss. 

 

3. Worin liegen die maßgeblichen Gründe für langwierige Genehmigungsverfahren? 

Welchen zentralen rechtlichen Hürden oder Konkurrenzen zu anderen Rechtsgebieten gibt 

es, die die Projekte verzögern?  

Die Gründe für lange Genehmigungsverfahren sind vielfältig. Wesentliche Aspekte sind: 

- Personalwechsel bei der Genehmigungsbehörde ohne ausreichende Übergabe 

(Doppelbearbeitung, abweichende Sicht auf notwendige beizubringende Gutachten, 

Dauer für Einarbeitung) 

- Keine hinreichende Abwägung von sich widersprechenden Einwänden im Verfahren 

- Unklare Vorgaben zu Gutachten 

- Vermeintliche Rechtsunsicherheit bei Abwägungen im Verfahren, beispielsweise 

Anforderungen der Daseinsvorsorge (Hochwasserschutz) und Naturschutz 

- Überlastung bei den Genehmigungsbehörden 

- Zu geringe Ermessensausübung oder zu geringer Ermessensspielraum 

Häufige Konkurrenzen ergeben sich in der Tat beim Naturschutz (Hinweis auf Verbot Eingriff 

in NSG aber Forderung bzw. Plan Gewässerrenaturierung). Bei Maßnahmen zur Umsetzung 
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der WRRL müssen diese dem Naturschutz nicht widersprechen, sondern verfolgen vielmehr 

die gleichen Ziele. Hier wären die Rechtsnormen anzugleichen. 

Mitunter resultieren aus dem Naturschutz auch Forderungen, die ein Projekt maßgeblich 

verteuern können. So wird mitunter eine teure Entsorgung von mit Neophyten belasteten 

Böden gefordert sowie die Lieferung von geeignetem Ersatzboden, obwohl der vorhandene 

Boden bei hoher Belastung mit Neophyten im Umfeld pragmatisch auch wieder hätte 

eingebaut werden können. Vielfach können solche Forderungen einvernehmlich wieder 

reduziert werden. Die zunehmende Zahl dieser Fragestellungen verbunden mit nicht 

vorhandenen Ortskenntnissen und notwendigen Erörterungen führt jedoch zu einer 

Verlängerung des Verfahrens. Mitunter werden Planungsvorhaben auch vollständig 

eingestellt, wenn sich die Berücksichtigung von Forderungen nicht mehr wirtschaftlich 

darstellen lässt. 

 

4. Wie kann eine moderne Verwaltung bei Zielkonflikten zwischen konkurrierenden 

Rechtsbereichen und Aufgaben der Daseinsvorsorge – zum Beispiel in den Bereichen 

„Hochwasserschutz“ oder „Trinkwasserversorgung“ – eine nachvollziehbare, rechtssichere 

und zugleich handlungsorientierte Abwägung vornehmen? Welche Rahmenbedingungen 

kann und sollte das Land NRW schaffen, um rechtssichere Entscheidungen sicherzustellen?  

Zielkonflikte können Verfahren verzögern, umfangreiche Abstimmungen erfordern oder 

mitunter zu einer Aufgabe eines Vorhabens führen. 

Eine klare, verständliche und gleichzeitig pragmatische Regelung ist notwendig, um 

unnötigen Verzögerungen zu begegnen. 

Hier kann ein Leitfaden zur Prüfung der Unterlagen bei der Abwägung unterstützen, ebenso 

ein beschleunigtes Beteiligungsverfahren bei Vorhaben der Daseinsvorsorge wie 

Hochwasserschutz und Trinkwasserversorgung. 

Eine zielgerichtete, die Daseinsvorsorge und den Umweltschutz gleichermaßen 

berücksichtigende Schutzgebietsverordnung kann ebenfalls zur Rechtssicherheit beitragen. 

Weiterhin wäre es sinnvoll klarzustellen, dass Maßnahmen zur Renaturierung von 

Gewässern, auch im Interesse des Hochwasserschutzes, keinen Eingriff in den Naturschutz 

bedeuten, sondern vielmehr ein naturnahes Gewässer zum Ziel haben. In diesem 

Zusammenhang wäre zu prüfen, inwieweit Ausgleichsregelungen zum Naturschutz 

(Bilanzierungsverfahren) aufgeweitet werden können, um zum Beispiel ökologisch wertvolle 

Maßnahmen anrechnen zu können. Dies kann beispielsweise bei offenen 

Hochwasserrückhaltebecken der Fall sein. 

Die nationale Wasserstrategie muss Berücksichtigung finden, eine Konkretisierung in NRW 

mit Fokus auf Trinkwasserversorgung und Hochwasserschutz könnte bei Zielkonflikten eine 

Richtschnur sein. 

 

5. Wie lassen sich Genehmigungsverfahren im Wassersektor aus Ihrer Sicht 

beschleunigen, ohne dabei die Ziele des Umwelt- und Gewässerschutzes oder anderer 

konkurrierender Rechtsgebiete zu gefährden?  

Eine frühzeitige, behördenübergreifende Vorabstimmung ist entscheidend – insbesondere 

zur gemeinsamen Einstufung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs. So können potenzielle 
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Konflikte früh erkannt, lösungsorientiert diskutiert und Verzögerungen im späteren Verfahren 

vermieden werden. 

Eine weitere wichtige Maßnahme ist die Wahrnehmung von Ortsterminen. Sie ermöglichen 

es, konkrete Fragen direkt zu klären und die tatsächliche Situation sowie den Eingriff in die 

Natur realistisch und gemeinsam zu bewerten. 

 

6. Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen ist bei Vorhaben im Wassersektor zu 

rechnen, wenn Genehmigungsverfahren unnötig verzögert werden? Können Sie Beispiele 

benennen?  

Unnötige Verzögerungen in Genehmigungsverfahren können im Wassersektor erhebliche 

finanzielle Mehrbelastungen verursachen – vor allem bei zeitkritischen Vorhaben der 

Daseinsvorsorge. Bauzeitliche Einschränkungen wie ökologisch bedingte Schonzeiten 

können dazu führen, dass sich ein Projekt um ein ganzes Jahr verschiebt. 

Bei langen Verfahrensdauern kann es zudem dazu kommen, dass Gutachten wie 

artenschutzrechtliche Untersuchungen verjähren, also aufgrund neuer Vorschriften oder auch 

„veralteter“ Gutachten erneut aufgestellt werden müssen. Dies führt zum einen zu doppelten 

Kosten für das Gutachten, zum anderen aber auch möglicherweise zu einer Überarbeitung 

der Planung, da gegebenenfalls neue Arten berücksichtigt werden müssen. Um dem zu 

begegnen wäre eine „Bestandsfiktion“ des untersuchten Zustandes zum Zeitpunkt der 

Erstellung eines Gutachtens für den Zeitraum des Genehmigungsverfahrens sinnvoll. Auch 

wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich zwischenzeitlich möglicherweise neue 

Arten angesiedelt haben, so wären diese bei einer Umsetzung des Vorhabens je nach 

Vorhabensart entweder später oder auch gar nicht nachweisbar. Auf jeden Fall wäre es 

hilfreich, wenn nicht aufgrund von langen Verfahrensdauern noch zusätzlich die 

Rahmenbedingungen regelmäßig neu zu prüfen wären. In der aktuellen Verfahrenspraxis 

kommt es immer wieder vor, dass bereits erstellte Gutachten überarbeitet und neu 

eingereicht werden müssen. Eine Regelung der Praxis, welche Gutachten beizubringen sind, 

und ein „Ruhen der Verjährung“ dieser Gutachten während des Verfahrens könnten einige 

Verfahrensrisiken ausschließen. 

Hinzu kommt die Problematik fehlender Planungssicherheit. Wird ein Auftragnehmer ohne 

gesicherte Genehmigung beauftragt, drohen Vertragskündigungen oder Vertragsstrafen bei 

Verzögerungen. Dieses Risiko, insbesondere bei unterjährigen Maßnahmen, kann für den 

Vorhabenträger mit erheblichen Zusatzkosten verbunden sein – sowohl durch entgangene 

Effizienzgewinne als auch durch das Risiko, Kosten mehrfach tragen zu müssen oder keine 

Förderung zu erhalten. 

 

7. Wie bewerten Sie die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen 

Genehmigungen zwischen Bezirksregierungen, Landesbehörden, Kreisen und kreisfreien 

Städten in NRW? Welche strukturellen Anpassungen würden Sie empfehlen, um die 

Bearbeitung von Anträgen effizienter zu gestalten?  

Die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen Genehmigungen in NRW ist 

stark abhängig von der Einstufung des jeweiligen Gewässers. So liegt bei Vorhaben an 

Gewässern II. Ordnung – wie etwa an der Wupper – die Zuständigkeit in der Regel bei der 
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Bezirksregierung. Für kleinere, lokal begrenzte Projekte kann dies jedoch zu unnötigen 

Verzögerungen führen. 

Eine begrenzte Anpassung der Zuständigkeitsverordnung, bei der in solchen Fällen die 

Verfahrensführung auf die unteren Wasserbehörden der Kreise oder kreisfreien Städte 

übertragen wird, erscheint sinnvoll. Diese könnten vor Ort oft schneller agieren und würden 

so zur Effizienzsteigerung und Beschleunigung der Verfahren beitragen – ohne dabei die 

fachliche Qualität der Genehmigung zu beeinträchtigen. Die Möglichkeit der Oberen 

Wasserbehörden, Verfahren aufgrund größerer Bedeutung an sich zu ziehen, bliebe 

unbenommen. 

Aufgrund der Fachlichkeit ist zudem die Zuständigkeit für Deiche bei den Bezirksregierungen 

auch bei Gewässern II. Ordnung sinnvoll verortet und sollte nicht geändert werden. 

 

8. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Genehmigungsprozesse in der Wasserwirtschaft zu 

beschleunigen und wie beurteilen Sie diese (zum Beispiel Genehmigungsfiktionen, 

Selbstgenehmigungen oder Ansätze, wie sie beispielsweise in den Niederlanden angewandt 

werden?)  

Zur Beschleunigung der Genehmigungsprozesse sind Ansätze wie eine 

Genehmigungsfiktion nach Fristablauf sicherlich ein Weg, Verfahren zu beschleunigen. Es 

wäre darauf zu achten, dass ausreichend personelle Ressourcen bei den 

Genehmigungsbehörden vorhanden sind, weiterhin sind rechtliche Rahmenbedingungen zu 

schaffen, die bei einer fiktiven Genehmigung nach Zeitablauf für die Rechtssicherheit der 

Genehmigung Sorge trägt. So können bei Planfeststellungsverfahren Betroffene Klage 

gegen den Bescheid erheben. So dieser nicht vorliegt und begründet ist, bestünde die 

Gefahr, dass die Genehmigung weiterhin „schwebend“ ist und doch noch anfechtbar wäre. 

Dies ist vor dem Hintergrund bereits getätigter Investitionen nicht akzeptabel. Daraus 

resultierender wirtschaftlicher Schaden muss daher dahingehend Berücksichtigung finden, 

dass für den Maßnahmenträger kein Schaden erwächst. 

Dagegen spräche allerdings, dass die Anforderungen der Genehmigungsbehörde an den 

Maßnahmenträger für einzureichende Unterlagen tendenziell eher steigen dürften und 

mangels vollständig eingereichter Antragsunterlagen der Beginn des Verfahrens verzögert 

würde und sich die Gesamtdauer eher verlängert. 

Diese Maßnahme würde sich daher lediglich dann als zielführend erweisen, wenn Umfang 

und Inhalt der Antragsunterlagen möglichst genau definiert wären und von vornherein 

Klarheit darüber bestünde. 

Aus eigener Erfahrung sind Verfahren bekannt, bei denen zunächst Abstimmungstermine im 

zweistelligen Bereich vonnöten waren, um den Umfang der Ausarbeitungen zu klären. 

Eine stärker lösungs- und ergebnisorientierte Verfahrenspraxis ist möglich und wird 

wesentlich zu einer Verbesserung beitragen können. Die erkennbare Sorge vor 

möglicherweise juristisch angreifbaren Bescheiden führt zu immer mehr Gutachten für eine 

vermeintliche Rechtssicherheit. 

Die Einordnung der wasserwirtschaftlichen Belange als ein Schutzgut von „überragendem 

öffentlichen Interesse“ wäre geeignet, wasserwirtschaftliche Interessen gegenüber anderen 

Schutzgütern wie dem Umweltschutz nicht nachrangig zu bewerten und eine höhere 

Rechtssicherheit zu erlangen. 
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Ansätze, Genehmigungsverfahren wie in den Niederlanden abzubilden, könnten aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht zielführend sein. In den Niederlanden sind die Wasserverbände 

(Waterschappen) zuständige Genehmigungsbehörde für regionale Gewässer. In Rahmen 

dieser Zuständigkeit haben sie zu prüfen, ob Maßnahmen im Einklang mit den 

Bewirtschaftungsplänen stehen oder welche Auswirkungen auf die Gewässer entstehen. Am 

01.01.2024 trat das neue „Umweltgesetz“ (Omgevingswet) in Kraft, das Verfahren 

zentralisiert, die Zuständigkeit für Wasserrechtsverfahren jedoch bei den Waterschappen 

belassen hat. 

In Analogie zu den Niederlanden wäre denkbar, wasserrechtliche Genehmigungsverfahren 

bei entsprechenden Körperschaften anzusiedeln. Vergleichbar mit den Waterschappen sind 

in NRW die Wasserverbände, die Gewässer einzugsgebietsbezogen bewirtschaften. 

Hierdurch könnten wasserwirtschaftliche Interessen wie Hochwasserschutz und 

Umweltaspekte besser im Rahmen eines übergeordneten wasserwirtschaftlichen Interesses 

mit gleichen Maßstäben in Einklang gebracht werden. Die Verfahren müssten sich jedoch an 

den gleichen gesetzlichen Rahmenbedingungen orientieren wie bisher, hierfür wäre das 

Wissen und die Ressourcen in den Verbänden noch aufzubauen. Im Rahmen einer 

Pilotregion könnten mit entsprechenden rechtlichen Befugnissen Erfahrungen aufgebaut und 

bewertet werden.  

Zu beachten wären zudem die zahlreichen rechtlichen Regelungen, die hierauf einwirken 

und in denen zum Teil auch Zuständigkeiten geregelt sind (WHG, LWG, bergbaurechtliche 

Regelungen usw.).  

 

9. Welche konkreten digitalen Werkzeuge, standardisierten Verfahren oder Leitfäden 

könnten dazu beitragen, Genehmigungsprozesse im Bereich der Wasserinfrastruktur zu 

beschleunigen und gleichzeitig die Planungssicherheit für Kommunen, Versorger und 

Investoren zu erhöhen?  

Zur Beschleunigung von Genehmigungsprozessen in der Wasserinfrastruktur ist eine 

konsequente Digitalisierung notwendig. Derzeit werden noch physische Aktenordner 

versendet und anschließend wieder digitalisiert – ein vermeidbarer Medienbruch.  

Digitale Verfahren ermöglichen eine effizientere Handhabung von Eingriffsregelungen, 

Ausgleichsmaßnahmen und deren Nachbilanzierung. Einheitliche Checklisten und ein 

digitales Prüfinstrument zur Einstufung von Abweichungen würden die Verfahren 

strukturieren, Planungssicherheit erhöhen und Bearbeitungszeiten verkürzen.  

Als methodische Ergänzung z. B. bei größeren Planungsverfahren im Bereich von 

Kläranlagen, bietet sich der Einsatz von Building Information Modeling (BIM) an. BIM 

ermöglicht eine zentrale, digitale Modellierung aller relevanten Informationen und fördert so 

Transparenz und Abstimmung zwischen den Beteiligten. Insbesondere bei komplexen 

wasserwirtschaftlichen Vorhaben kann BIM so die Planung belastbarer machen und 

Genehmigungsverfahren schlanker und nachvollziehbarer gestalten.  

 

10. Wo sehen Sie Ansatzpunkte, um eine durchgehende Digitalisierung ohne 

Medienbruch sowie eine zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen zu 

erreichen?  
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Ansatzpunkte für eine durchgehende Digitalisierung ohne Medienbruch liegen vor allem in 

der Umsetzung einer zentralen, digital verwalteten Plattform. Aus Sicht der Antragsteller ist 

das Verfahren derzeit nicht vollständig digital, da Medienbrüche und Dopplungen bestehen.  

Eine zentrale Datenhaltung könnte Synergien mit bestehenden Meldepflichten schaffen, etwa 

mit Systemen wie HaBiDeS im Rahmen der FFH-Richtlinie. So lassen sich Daten effizienter 

austauschen und mehrfaches Erfassen vermeiden, was die Verfahrensdauer und den 

Aufwand für alle Beteiligten reduziert.  

 

11. Inwiefern sind die derzeitigen Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung noch 

zeitgemäß? Wie könnte die Beteiligung der Öffentlichkeit unter dem Druck zur 

Maßnahmenumsetzung aufgrund des Klimawandels trotzdem effizient umgesetzt werden?  

Die Herausforderungen für die Öffentlichkeitsbeteiligung steigen, wobei gleichzeitig der 

Handlungsdruck zur Umsetzung wächst. 

Zum besseren Verständnis wird in drei unterschiedliche Aspekte beziehungsweise Verfahren 

der Öffentlichkeitsbeteiligung unterschieden, die jeweils eigenen Gesetzmäßigkeiten folgen. 

1. Beteiligung Träger öffentlicher Belange (TöB): 

TöB sind regelmäßig bei Verfahren zu Beteiligen und zu hören, Einwände sind im 

Verfahren zu dokumentieren und zu bewerten. Bei sich widersprechenden Einwänden 

ist durch die zuständige verfahrensführende Behörde eine Abwägung vorzunehmen 

und diese zu erläutern. 

Das Verfahren stellt sicher, dass wesentliche Interessen der TöB berücksichtigt 

werden und sich keine unzumutbaren Nachteile durch die geplante Maßnahme 

ergeben. Das Verfahren läuft allerdings weitestgehend nicht hinreichend digitalisiert 

ab. Eine Beteiligung der TöB über eine digitale Plattform ähnlich digitaler 

Vergabeplattformen könnte eine fristgerechte gut dokumentierte Lösung anbieten. 

Dem TöB könnten so auch sämtliche Unterlagen im erforderlichen vertraulichen 

Rahmen zur Verfügung gestellt werden, der Zeitpunkt einer Eingabe wäre 

dokumentiert. Die mehrfache Eingabemöglichkeit immer neuer Forderungen sollte 

abgeschafft werden. Dem Verfasser ist allerdings keine digitale Lösung bekannt, die 

diese Systematik abdecken würde. Für Beteiligungsverfahren nach BauGB nutzen in 

NRW bereits zahlreiche Kommunen eine digitale Plattform, analog diesem Beispiel 

könnte eine solche Plattform für Genehmigungsverfahren entwickelt werden. 

 

2. Beteiligung von Umweltverbänden 

„Umweltverbände sind formal keine Träger öffentlicher Belange, so das 

Bundesverwaltungsgericht 1997, sondern „außenstehende Anwälte der Natur“. Sie 

werden von den Planungsbehörden jedoch wie diese behandelt“ (Quelle: Wikipedia). 

Eine Beteiligung von Umweltverbänden im Vorfeld und ein konstruktiver Dialog mit 

dem Maßnahmenträger haben sich bewährt. Häufig lassen sich pragmatische 

Lösungen finden, die auch die Belange des Naturschutzes in ein Vorhaben sinnvoll 

einbinden und diese bereits in einer frühen Planungsphase berücksichtigen. 

Umweltverbände haben aus ihrer Rolle heraus regelmäßig das Recht, Bescheide zu 

beklagen. Der Dialog als Instrument erscheint zielführend. 

 

3. Öffentlichkeit im eigentlichen Sinn als Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern 

Maßnahmen zur Bewältigung der Klimafolgen stellen die Maßnahmenträger 
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regelmäßig vor immense Herausforderungen. Lösungen sind selten als alleiniger 

Königsweg entwickelbar, vielmehr stellen sie zumeist einen Kompromiss zwischen 

mehreren denkbaren Lösungen dar. Die Akzeptanz der Bevölkerung für die Ziele einer 

Maßnahme ist häufig sehr hoch, ebenso die Erwartungshaltung eines schnellen 

Handelns. Sorgen vor einem Wertverlust des eigenen Grundstücks, wenn 

beispielsweise ein Rückhaltebecken daneben gebaut würde, eine Änderung des 

Landschaftsbildes oder auch für die Maßnahme notwendige Fällung von Bäumen in 

geringem Umfang führen jedoch schnell zu starken Widerständen in der Bevölkerung 

gegen eine Maßnahme. Kompromisse sind dann nur schwer oder gar nicht zu finden, 

die Planung und das Verfahren ziehen sich in die Länge, ohne dass eine Lösung 

umgesetzt werden könnte. Übliche Instrumente wie Bürgerinformations-

veranstaltungen, Workshops oder Ortstermine sind sinnvoll, stellen mittlerweile jedoch 

das absolute Minimum an Maßnahmen dar. Eine breite Akzeptanz wird nicht zwingend 

erreicht. 

Neue Beteiligungsverfahren werden unter anderem aktuell im vom DBU geförderten 

Projekt „Klimaresilientes Odenthal“ entwickelt, wobei das Ziel verfolgt wird, 

gemeinsam mit den Stakeholdern über partizipative Ansätze eine höhere Akzeptanz 

zu entwickeln. 

 

12. Sehen Sie künftig Herausforderungen bei der Erteilung von Wasserrechten im Hinblick 

auf das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels?  

Aktuelle Wasserrechte sind häufig sehr pauschal und berücksichtigen nicht ausreichend die 

tagesaktuellen oder jahreszeitlichen Schwankungen des Abflusses.  

Eine moderne Genehmigungspraxis sollte daher die aktuelle hydrologische Situation, etwa 

im Sinne des Nationalen Wasser-wirtschafts-plans (NWA), stärker einbeziehen, um 

Wasserentnahmen an die tatsächlich verfügbaren Ressourcen anzupassen und so 

nachhaltigen Schutz zu gewährleisten. 

Die aktuelle Trockenheit und daraus resultierende angespannte Situation in den 

Brauchwassertalsperren zeigt klar auf, dass das Wasserdargebot vor dem Hintergrund des 

Klimawandels Schwankungen unterliegt und einer angepassten Nutzung bedarf. Künftig zu 

erteilende Genehmigungen und Erlaubnisse müssen dies berücksichtigen. Eine Reduzierung 

der Niedrigwasseraufhöhung sollte dabei aber nicht mit dem Aspekt des 

Verschlechterungsverbotes der Wasserrahmenrichtlinie verknüpft werden, da 

nachvollziehbar ohne ein Talsperrensystem kein ausreichendes Wasserdargebot existieren 

würde. 

Grundsätzlich wären jedoch die Herausforderungen nach den Anforderungen der 

spezifischen Gewässer bzw. Gewässertyp zu bewerten. Mittelgebirgsgewässer zeigen ein 

anderes Verhalten als ein Gewässer im Flachland, entsprechend sind bei der Vielzahl der 

Gewässertypen auch in NRW unterschiedliche Maßstäbe anzuhalten. 

Das Wasserdargebot erstreckt sich zudem auch auf das Grundwasser, welches hinsichtlich 

Wassermenge und Wassergüte für die Daseinsvorsorge eine wichtige Rolle spielt. 
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13. Wie sind Landes- und Regionalplanung, (inter-) kommunale Entwicklungskonzepte 

sowie Umweltplanung anzupassen, um a) eine wasser- und hitzeangepasste 

Landesentwicklungsplanung und Regionalplanung sowie b) eine wassersensible 

Landschafts- und Stadtentwicklung zu ermöglichen?  

Die Regionalplanungen müssten den notwendigen Flächenbedarf für grünen 

Hochwasserschutz, die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und 

Hochwasserrückhaltebecken sowie Deiche berücksichtigen und dann entsprechend in der 

Landschaft verorten. Hierzu gibt es erste Ansätze. 

Das gleiche gilt für den sachlichen Teilabschnitt „Vorbeugender Hochwasserschutz“ des 

Gebietsentwicklungsplanes im Teilabschnitt "Vorbeugender Hochwasserschutz“. 

Für die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den vorbeugenden 

Hochwasserschutz als Planungsinstrument auf Regionalplanebene muss in diesen Gebieten 

der Hochwasserschutz Priorität gegenüber anderen Raumnutzungen und Raumfunktionen 

haben. 

Seit 2021 dient der länderübergreifende Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz als 

Grundlage für die Regionalplanung: Der Plan zählt 14 Ziele auf, die mit „(Z)“ gekennzeichnet 

sind. Diese Ziele umfassen die Prüfung von Risiken, das Freihalten von Räumen, z. B. zur 

Verstärkung von Flutanlagen, das Erhalten von Bodeneigenschaften. Ferner besteht das 

Ziel, kritische Infrastrukturen nicht in Überschwemmungsgebieten zu planen oder zu 

genehmigen. Vorbeugender Hochwasserschutz im Binnenland kann vor allem durch die 

Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen erreicht 

werden, siehe hierzu auch Raumordnungsgesetz (ROG), § 2 (2) Nr. 6 sowie die 

dazugehörige Anlage zur Verordnung und das Arbeitspapier („Daten für die Umsetzung des 

Bundesraumordnungsplans für den Hochwasserschutz“). 

Aus planungsrechtlicher Sicht sind die Vorgaben vorhanden. Diese könnten zukünftig dazu 

dienen, Flächen für die Maßnahmen des Hochwasserschutzes zu sichern. 

Die Kommunen sind vielerorts schon gut aufgestellt und beschäftigen sich mit den 

wasserwirtschaftlichen und klimatischen Herausforderungen. Allerdings geht der Wandel 

sehr langsam voran, da in einer gewachsenen kommunalen Struktur Maßnahmen sehr lokal 

geplant werden. Förderung von Gründächern oder Retentionsgründächern könnten bereits 

im Bestand eine sinnvolle Ergänzung darstellen. Hier könnten bis zu 15 mm/m² Regen mit 

modernen Dachelementen zurückgehalten werden. 

 

14. Erläutern Sie bitte beispielhaft anhand konkreter Projekte, woran diese gescheitert 

bzw. wodurch diese verzögert worden sind. Wie hätten die Verfahren in diesen Fällen besser 

gelingen können?  

Am Beispiel eines Pegelbaus zeigt sich, woran Genehmigungsverfahren scheitern oder 

verzögert werden. Die Vorgabe, dass Gutachten „dem Umfang der Maßnahme angemessen 

sein“ sollen, ist für Antragsteller oft ein unklarer und schwer interpretierbarer Anspruch. Ein 

ursprünglich abgestimmtes Verfahren wurde nach dessen Beginn wieder revidiert, eine 

Einladung zum Ortstermin wurde seitens der Behörde abgelehnt, was die Klärung vor Ort 

erschwerte. 
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Kleinere Maßnahmen, wie der Bau eines Schaltschrankes auf einer Brückenrampe, führten 

durch digitale Ungenauigkeiten bei der Naturschutzgebietskartierung zu aufwendigen NSG-

Verfahren. 

Innerhalb einer Genehmigungsbehörde gab es zudem Unklarheit über Zuständigkeiten. In 

einem Verfahren wurde ein Antrag mehrfach intern weitergeleitet, um doch wieder in der 

ursprünglichen Abteilung bearbeitet zu werden. 

Schließlich wurde nach Ablauf der Beteiligungsfrist ein negativer Teilbescheid erlassen, der 

zuständige Bearbeiter war danach ohne sprachfähige Vertretung im Urlaub, es ergab sich 

eine weitere Verzögerung im Verfahren. 

Besser gelungen wären diese Verfahren durch klare, transparente Anforderungen an 

Gutachten, verbindliche und verlässliche Absprachen, verbindliche Ortstermine, eindeutige 

Zuständigkeiten sowie eine digital optimierte und organisatorisch abgestimmte interne Daten- 

und Kommunikationsstruktur. 

 

15. Bitte nennen Sie möglichst konkrete Vorschriften, Abläufe etc., die angepasst werden 

müssten und erläutern Sie die Problematik und mögliche Lösungsansätze.  

Zur Verbesserung sollten verbindliche Fristen für Behördenrückmeldungen gesetzlich 

verankert und ein automatisiertes, transparentes Informationssystem eingeführt werden, das 

Antragsteller kontinuierlich und proaktiv über den Verfahrensfortschritt informiert. Dies würde 

Planungssicherheit schaffen und die Verfahrensdauer insgesamt reduzieren. 

 

 

 

Wuppertal, den 26. August 2025 

 

Ingo Noppen 

 


